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Cesprädi über die Neugestaltung des Kreditwesengesetzes

Der Wandel im Aufgabengebiet

N ach der großen Bankenkrise 
der dreißiger Jahre hat der 

Staat, gestützt auf die Ergebnisse 
einer umfassenden Banken-EnquMe, 
immer mehr Einfluß auf das Kredit­
wesen genommen. Die Grundlage 
bildete das Kreditwesengesetz von 
1934, das 1939, 1940 und 1944 — 
zum Teil wesentlich — geändert 
wurde. Im Kreditwesengesetz ist 
audi das Instrument der Banken- 
aufsidit verankert, Grundsätzlidi 
unterliegen alle Unternehmungen, 
die Bank- und Sparkassengescäiäfte 
betreiben, den Vorsdiriften dieses 
Gesetzes.

Die traditionellen Aufgaben 
der Bankenaufsicht

Zu den traditionellen Aufgaben 
der Bankenaufsidit gehören unter 
anderem die Erteilung, die Rück­
nahme oder das Versagen der Er­
laubnis für das Betreiben von Kre­
ditgeschäften, ferner die Beseiti­
gung von Mißständen, die im Kre­
dit- und Bankwesen in Erscheinung 
treten, sowie die Einleitung von 
Maßnahmen, sobald ein Kredit­
institut in Schwierigkeiten gerät 
oder zu geraten droht. Darüber 
hinaus sind der Bankenaufsicht im 
Rahmen der Neuordnung des Geld­
wesens besondere Funktionen über­
tragen worden, wie die Prüfung 
der Umstellungsrechnungen der 
Banken. Schließlich hat der Gesetz­
geber die Bankenaufsicht bei der 
Bereinigung der W ertpapiere ein- 
scfaheßlich der Auslandsbonds eih- 
gesdialtet.

Damit ist aber das Aufgaben­
gebiet der Bankenaufsicht noch 
keineswegs erschöpft. Bis 1945 
war es üblich, daß der Zentrale

Kreditausschuß, in dem alle Spitzen­
verbände des Kreditgewerbes ver­
treten  sind, die Zinssätze auf Grund 
von Beschlüssen, die dann vom 
Reichsaufsichtsamt für das Kredit­
wesen als allgemein verbindlich 
erklärt wurden, selbst festlegte. 
Da nach den Dekartellisierungs­
bestimmungen eine Absprache in­
nerhalb der Verbände nicht mehr 
möglich ist, werden nunmehr die 
Sätze, und zwar in Form von Höchst­
sätzen, von den Bankaufsichts­
behörden der einzelnen Bundes­
länder bestimmt. H ierbei werden 
allerdings die Wünsche des Kredit­
gewerbes w eitgehend berücksich­
tigt. Die Bankaufsichtsbehörden der 
Länder haben sich, um eine einheit­
liche Linie verfolgen zu können, im 
„ Sonderausschuß Bankenaufsicht"
zusammengeschlossen. Da diesem 
Gremium der staatsrechtliche Cha­
rakter fehlt, hat es keine Exekutiv­
gewalt und kann nur Empfehlun­
gen aussprechen.

Festsetzung der Habenzinsen
ln  diesein Zusammenhang sei er­

wähnt, daß die Festsetzung der 
Habenzinssätze durch die Bankauf­
sichtsbehörden insofern problem a­
tisch ist, als die K reditinstitute die 
Hödistgrenzen nicht immer einhal- 
ten und vor allem Einlegern großer 
Beträge in Zeiten der G eldverknap­
pung im W ege von „grauen" Sätzen 
zum Teil erhebliche zusätzliche V er­
gütungen gewähren. Daher wird 
vielfach die Auffassung vertreten, 
daß von einer amtlichen Festsetzung 
der Zinssätze ganz abgesehen w er­
den sollte. Als Fernziel wird der 
Gedanke, die Gestaltung der Zins­
sätze den Regeln des freien W ett­

bewerbs zu unterwerfen, zwar all­
gemein begrüßt, doch glauben zahl­
reiche, insbesondere m ittlere und 
kleine Kreditinstitute, daß gegen­
w ärtig der Zeitpunkt noch nicht ge­
kommen sei und daß solange ge­
w artet werden sollte,  ̂bis sich die 
Verhältnisse auf dem Geld- und 
Kapitalm arkt konsolidiert und nor­
malisiert hätten. In der Tat ist die 
augenblickliche Lage wenig geeig­
net, dem Zentralbankrat der Bank 
deutscher Länder, den zuständigen 
Bundesministerien und den Bank­
aufsichtsbehörden die V erantwor­
tung für die Zinspolitik abzu­
nehmen.

Zwei Punkte fü r  die Neugestaltung
Die Bankenaufsicht, die sich seit 

längerer Zeit im Stadium der An­
passung befindet, sollte vornehm­
lich unter zwei Hauptpunkten neu 
gestaltet werden: einmal unter dem 
einer zeitnahen Aufgabenstellung 
und zum anderen unter dem der . 
Neuorientierung des Kreditwesens. 
Das jetzige Aufgabengebiet wurde 
der Bankenaufsicht in erster Linie 
auf Grund der während der bereits 
erwähnten Bankenkrise zutage ge­
tretenen Mißstände und der da­
maligen Erfahrungen übertragen. 
Es dürfte nicht zuletzt hierauf zu­
rückzuführen sein, daß die Banken­
aufsicht auch häufig als „Gewerbe­
polizei für das K reditwesen“ be-,. 
zeichnet wird. Aber gerade auf dem 
polizeilichen Gebiet hat die Banken­
aufsicht, die die Bankenzusammen­
brüche der letzten Jahre nicht ver­
hindern konnte, keine großen Er­
folge errungen. A llerdings muß ge­
sagt werden, daß sie dazu auch 
kaum in der Lage war, da ihr der 
entsprechende A pparat fehlt. Außer­
dem lag in manchen Fällen gegen­

Alle in der Abteilung „Zeitgespräch“ veröffentlichten Beiträge sind fre ie  Meinungsäußerungen von . Per­
sönlichkeiten aus Wirtschaft und Politik und von in- und ausländischen Mitarbeitern. Sie enthalten keine 
Stellungnahme der Redaktion und sind keine offiziösen Äußerungen der herausgebenden Institutionen.
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über den A ufsiditsbehörden eine 
bewußte Irreführung vor, die von 
ihnen nicht zu erkennen w ar und 
wohl kaum verm utet werden konnte.

W eiter w ird häufig nicht beach­
tet, daß sich die Verhältnisse, die 
damals zur allgem einen Krise führ­
ten, entscheidend geändert haben 
und daß daher die Fundamente für 
die Konstruktion der Bankenauf­
sicht in  wichtigen Teilen überholt 
und irreal sind. Man sollte dies — 
und zwar mehr, als es bisher ge­
schehen ist — zum Anlaß nehmen 
zu überlegen, was heute und in Zu­
kunft auf Grund der gegebenen 
und zu erw artenden V erhältnisse 
noch als Aufgabenstellung für die 
Bankenaufsicht von Bedeutung sein 
kann. Alles andere w äre auszu­
schalten.

Der zweite H auptpunkt hängt 
mit der in V orbereitung befind­
lichen Neufassung des Kreditwesen­
gesetzes und mit der geplanten 
Regelung über den W iederzusam- 
menschluß der ehemaligen Groß­
banken zusammen. H at schon das 
1952 erlassene Gesetz über den 
N iederlassungsbereidi von Kredit­
instituten durch die Schaffung von 
drei Bankbezirken den Grundsatz 
der dezentralisierten Bankenauf­
sicht durchbrochen, so w ird es in 
noch stärkerem  Maße nach der 
W iederherstellung der Großbanken, 
die dann im gesamten Bundesgebiet 
jew eils eine Einheit bilden, der 
Fall sein. Die Dezentralisierung der 
Bankenaufsicht, die bei der gegen- 
wärtigfen Organisationsform der 
Großinstitute nur noch mit Hilfe 
eines etwas komplizierten Koordi­
nierungssystem s aufrechterhalten 
werden kann, dürfte nach der Be­
seitigung der Bankbezirke nicht

mehr vertretbar sein. Daher sind 
auch die Fachkreise in der über­
wiegenden M ehrzahl der Auffas­
sung, daß es an der Zeit sei, w ie­
der eine zentrale Bankenaufsicht 
zu schaffen. Der Bundeswirtschafts­
m inister nimmt den gleichen Stand­
punkt ein und hat den Entwurf 
eines Kreditwesengesetzes entspre­
chend gestaltet. Lediglich einige 
Bundesländer haben zu erkennen 
gegeben, daß sie die Aufsicht über 
solche Kreditinstitute, die nur re­
gional tä tig  sind, beizubehalten 
wünschen.

Eine doppelgestaltige Bankenauf­
sicfat — teils zentral, teils dezen­
tral — w ürde jedoch eine schlechte 
Lösung bedeuten. Es ist zu hoffen, 
daß sich letztlich die von der Mehr­
heit geteilte Auffassung, die Ban­
kenaufsicht aus der Zuständigkeit 
der Länder herauszunehmen, im 
Interesse einer einfachen, klaren 
und übersichtlichen Handhabung 
durchsetzen wird. Diese Forderung 
hat w eder etwas mit einem Zentra­
lismus noch mit der Durchlöcherung 
eines w ohlverstandenen föderativen 
Prinzips zu tun. Die in Vorberei­
tung befindlichen Gesetze bieten 
die günstige Gelegenheit, das In­
strum ent der Bankenaufsicfat den 
gewandelten Erfordernissen anzu­
passen und ihr eine tragfähige 
Grundlage zu geben. Die Kompeten­
zen zwischen den Rechten und Pflich­
ten der Behörde und denen der 
Banken müssen genau abgesteckt 
werden. Die N otenbank sollte in 
diesem Rahmen, wie bisher schon, 
nicht m it solchen Aufgaben der 
Aufsicht betraut werden, die ge­
eignet wären, ihre V ertrauensstel­
lung zu den Geschäftsbanken zu 
beeinträchtigen. (Gb)

Aufsidit oder Lenkung?

2uV iel oder zuwenig Staat — das 
ist auch im Bereich der Kreditw irt­
schaft die stets um strittene Frage. 
Volkmar M uthesius hat sie bereits 
1951 in der W eise zur Diskussion 
gestellt, daß er einen Verzicht auf 
diesen Zweig staatlicher Betätigung 
befürwortete. Dabei regte er an, 
das V erhältnis des Zentralbank­
systems zu den Geschäftsbanken, 
das er bereits zu einem „Dirigis­
m us“ ausgeartet sah, zu „rekom- 
merzialisieren" und von einer Kon­

trolle im übrigen abzusehen, um 
sowohl der Scylla einer zu umfas­
senden staatlichen Verantwortung 
wie der Charybdis einer zur W ir­
kungslosigkeit verurteilten  Auf­
sicht zu entgehen. Aber weder die 
Rufe nach einer Beseitigung der 
Bankenaufsicht noch die nach ihrer 
Verschärfung, wie sie sich regel­
mäßig im Anschluß an diesen oder 
jenen Bankzusammenbruch erhe­
ben, haben Aussicht durchzu­
dringen.

Die wirtschaftspolitUche 
Grundkonzeption

Die Erörterungen über die Form 
der Bankenaufsicht sind in  dem 
Maße lebhafter geworden, wie die 
einschlägigen Gesetzentwürfe (das 
Bundesnotenbankgesetz, das Kar­
tellgesetz und das Kreditwesen­
gesetz) G estalt gewinnen. W eit­
hin besteht Einigkeit, daß die 
Grundkonzeption der geltenden Re­
gelung beizubehalten ist;
1. Lenkung der Kreditwirtschaft im 
Einklang m it der staatlichen W äh- 
rungs- und Konjunkturpolitik,
2.' V erhütung von V ertrauenskri­
sen, die durch Zusammenbirudi von 
K reditinstituten und V erlust von 
Spareinlagen entstehen und sich in 
alle W irtschaftsbereiche fortpflan­
zen könnten.

W enn auch das K reditw esenge­
setz von 1934 bekanntlich aus aku­
tem Anlaß im Sinne der V erhü­
tung von V ertrauenskrisen  ent­
standen ist, so bot es zugleich einen 
Rahmen für die um fassenderen 
Aufgaben der staatlichen W irt­
schaftspolitik im Sinne e iner Len­
kung der Kreditwirtschaft. Die 
politische Entwicklung ist dem Ge­
setzgeber jedoch davongelaufen. 
Der nationalsozialistische Staat 
fand krassere M ittel zur Reglemen­
tierung der Kreditversorgung. Nach 
dem Kriege w urde die Beeinflus­
sung des Ausmaßes der Kredither- 
gabe dem Zentralbanksystem  über­
tragen, das den Gefahren einer 
Kreditinflation am w irksam sten 
mit Liquiditätsvorschriften (Min­
destreservehaltung) zu begegnen 
weiß. Dieses System hat im stür­
mischen W irtschaftsaufschwung seit 
der W ährungsreform  gut funktio­
niert, so daß es in  seiner Grund­
struktur nicht in  Frage gestellt 
wird. Seine gesetzliche V eranke­
rung wird es im Bundesnotenbank­
gesetz finden.

Dann bleibt die oben zu (2) ge­
nannte Aufgabe einer „Bankenauf­
sicht im engeren S inne“ der Rege^ 
lung im neuen Kreditwesengesetz 
Vorbehalten, wobei manche Ab­
grenzung noch durchaus flüssig ist. 
Einigkeit besteht w eitgehend dar­
über, daß in folgenden Punkten 
auf staatliche Einflußnahme ; nicht 
verzichtet w erden kann;
a) S i c h e r h e i t s v o r s c h r i f t e n  

zwecks Risikobegrenzung der Insti­
tute durch M eldepflidit für Groß­
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kredite, Vorsthriften über das Ver­
hältnis des haftenden Eigenkapitals 
zu den Verpfliditungen und Einzel­
krediten und über die Liquidität (so­
weit nicht im N otenbankgesetz eine  
untere Grenze für die M indestreser­
ven festgesetzt wird),

b) Herstellung angem essener W  e  11 - 
b e w e r b s v e r h ä l t n i s s e .

Sicherheit und Wettbewerb
Die den Kern des alten Kredit­

wesengesetzes bildenden S i c h e r ­
h e i t s b e s t i m m u n g e n  w er­
den nicht grundlegend geändert, 
sondern lediglich nach der einen 
oder anderen Richtung „aufpoliert" 
werden, wobei das Evidenz-Melde­
system engmaschiger gestaltet w er­
den sollte. Es bleibt aber nach wie 
vor bei einer Aufsicht, die die Selbst­
verantwortlichkeit der Institute 
in keiner Weise mindert und ihren 
Haupteffekt durch ihr bloßes Vor- 

, handensein und die dadurch gege­
bene erzieherische W irkung zu er­
zielen sucht. Es wird weder in die 
Kreditdispositionen der Banken ein­
gegriffen, noch schickt die Bank­
aufsichtsbehörde Revisoren in die 
Institute, die das Geschäftsgebaren 
nachträglich überprüfen. Gegen 
Falschmeldungen und betrügerische 
Maßnahmen von Instituten oder 
deren Kundschaft bleibt die Ban­
kenaufsicht weiterhin machtlos. Bei 
Zusammenbrüchen — die nach den 
Erfahrungen der letzten Jahre 
meist mit derartigen M anipulatio­
nen einhergehen — muß sie die von 
der Öffentlichkeit erhobene Frage: 
„Schläft die Bankenaufsicht?" mit 
Fassung ertragen.

Die R e g e l u n g  d e s  W e t t ­
b e w e r b s  ist ein heftig um strit­
tenes Gebiet. Soweit es um die Zu­
lassungsbestimmungen für die N eu­
eröffnung von K reditinstituten und 
FiUalen geht, muß im Interesse der 
Öffentlichkeit zweifellos sicherge­
stellt werden, daß die verantw ort­
lichen Persönlichkeiten ehrbar und 
fachlich genügend vorgebildet und 
daß ausreichende eigene M ittel 
vorhanden sind. Nach dem alten 
Kreditwesengesetz kann die Er­
laubnis aber auch versagt werden,

wenn ein „örtliches und gesamt­
wirtschaftliches Bedürfnis" verneint 
wird. H iergegen w ird eingewandt, 
daß eine Bedürfnisprüfung sich mit 
unserem freiheitlichen W irtschafts­
system nicht vertrage, zumindest 
aber keine Aufgabe der Verwal­
tung sein könne, deren Ermessens­
spielraum aus rechtsstaatlichen 
Gründen eng sein müsse. W enn 
schon das gesamtwirtschaftliche Be­
dürfnis geprüft werde, so sei von 
einer umfassenden wirtschaftspoli­
tischen Konzeption auszugehen, die 
es z. B. ermögliche, die starken 
Konzentrationsbestrebungen im 
Bankgewerbe in  eine bestimmte 
Bahn zu leiten.

Die gleiche wirtschaftspolitische 
Konzeption is t  auch erforderlich 
für die zukünftige Gestaltung des 
bisherigen Kernstückes der W ett­
bewerbsregelung: des Soll- und Ha­
benzinsabkommens. Dieses Zwangs­
kartell ist in  einer freien M arkt­
wirtschaft begreiflicherweise hefti­
gen Angriffen ausgesetzt, wobei 
auf die in seinem Gefolge auftre­
tenden V erzerrungen am Geld- und 
Kapitalm arkt, die „grauen Haben­
zinsen" und das Provisionsunwesen 
hingewiesen wird. Die Abstim­
mung des neuen Kreditwesenge­
setzes mit dem kommenden Kar­
tellgesetz w irft viele Fragen auf.

Zentral oder regional?
Die bisherige Diskussion über 

die Frage: zentrale Bahkaüfsichts- 
behörde oder regionale Länderbe­
hörden? hat das N iveau von Ge­

meinplätzen nicht überstiegen. Für 
eine zentrale Bankenaufsicht wird 
angeführt, daß eine einheitliche 
Handhabung im ganzen Bundes­
gebiet gew ährleistet sein müsse, 
zumal wenn die Hindernisse für 
eine Rezentralisierung der Groß­
banken gefallen seien und diese 
wieder Filialen im ganzen Bundes­
gebiet unterhalten könnten. Auch 
dürfe die Bankenaufsicht den ört­
lichen V erhältnissen nicht zu nahe­
gerückt sein, um die große Linie zu 
w ahren und Interessenkollisionen 
und unsachliche Einflußnahmen von 
M itgliedern der Landesregierungen 
auszuschalten. Für die Beibehal­
tung des bisherigen Systems der 
Länderaufsicht spricht, daß die Ein­
heitlichkeit auch durch die gut 
funktionierende Koordinierung im 
„Sonderausschuß Bankenaufsicht“ 
gew ahrt werden kann und daß die 
örtliche Nähe eine bessere Berüdc- 
sichtigung der regionalen Verschie­
denheiten und Bedürfnisse ermög­
liche, im übrigen auch der Sach­
kunde zugutekomme.

Solange eine eingehende Unter­
suchung an Hand umfangreichen 
konkreten M aterials aus der Praxis 
fehlt, w ird man überzeugehde Ar­
gumente aus derart allgemeinen 
Betrachtungen nicht gewinnen kön­
nen. Zweifellos sind beide Systeme 
mit spezifischen Vor- und Nachtei­
len verknüpft, die aber im ganzen 
gesehen keinen entscheidenden 
Einfluß auf ihre Brauchbarkeit aus­
üben. (Pr.)

Eine Behörde oder zehn?

g o  wenig die M ethode der „Beauf­
sichtigung" privater Unternehmun­
gen in die Landschaft der M arkt­
wirtschaft paßt, so wird man doch 
für das Kreditwesen eine Aus­
nahm e anerkennen müssen. Die 
K reditinstitute verw alten große 
Teile der baren M ittel und Kapital­
vermögen der W irtschaft wie der 
Privatkundschaft. Jede Zahluiigs-

unfähigkw t eines K reditinstituts 
zieht außerordentlich w eite Kreise 
und trifft relativ  viel mehr Men­
schen als die Zahlungsunfähigkeit 
eines industriellen oder Handels­
unternehmens. Die Auswirkungen 
sind um so empfindlicher, als ein 
Zusammenbruch einer Bank sich 
unm ittelbar auch auf die Lebens­
verhältnisse eines großen Kreises

D E U T S C H E  I N D U S  T R  I E - M E S S E N  A K N O V E R  
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von M ensdien auswirkt, die die 
Bank lediglich zur Verwaltung 
ihres Vermögens und ihres dem 
Lebensunterhalt dienenden Einkom­
mens benutzen. Hinzu kommt die 
Fähigkeit der modernen Banken 
zur Geldschöpfung, die in engem 
Zusammenhang mit der W ährungs­
politik der Notenbank gesehen 
werden muß und eine Koordinie­
rung mit der W ährungspolitik for­
dert. Damit in engem Zusammen­
hang steht w ieder das öffentliche 
Interesse an einer Zinsregelung, 
die sich parallel zur Diskontpolitik 
der N otenbank entwickeln muß.

W enn wir noch die märchenhaf­
ten K apitalverhältnisse der Zeit 
vor 60 Jah ren  hätten, würden viele 
dieser Gefahren nicht bestehen. 
W ährend z. B. die Discontogesell- 
scliaft damals noch ein Eigenkapital 
einschließlich der offenen Reserven 
in Höhe von 60 "/o ihrer Bilanz­
summe ausweisen konnte, machen 
heute die eigenen M ittel der Kre­
ditinstitute zwischen 3 und 8 “/o der 
Bilanzsumme aus.

In einer m anipulierten W ährung 
bei so gelagerten K apitalverhältnis­
sen bleibt deshalb nichts übrig, als 
eine Bankenaufsicht beizubehalten, 
und es kann sich nur darum han­
deln, sie in so engen Grenzen zu 
halten, wie es mit ihrem Zweck und 
dem Prinzip der freien W irtschaft 
eben vereinbar ist.

Aufgaben und Grenzen
Aus dem Gesagten folgt, daß die 

Bankenaufsicht die Einhaltung ge­
wisser Regeln im Bankgeschäft 
kontrollieren muß, die zu einer Ge­
sunderhaltung der Kreditinstitute 
unerläßlich sind. Das bedeutet, daß 
gesetzlich festzulegende oder aus 
der V erwaltungspraxis erwach­
sende M indestanforderungen in Be­
zug auf die Kapitalausstattung, die 
Besetzung mit leitenden Persönlich­
keiten, die Liquidität und gewisse 
Beschränkungen des Kreditgeschäf­
tes eingehalten w erden müssen. Es 
kann sich nur um allgemeine Re­
geln handeln, niemals jedoch um 
eine Beeinflussung der Institute 
hinsichtlich ihrer Entschlüsse zu be­
stimmten speziellen Geschäften. 
Andernfalls würde der Staat die 
V erantwortung den Kreditinstitu­
ten für ihre Geschäftsführung ab­
nehmen müssen, die zu tragen er 
niemals in der Lage wäre, ganz

abgesehen davon, daß ein solches 
Verfahren mit M arktwirtschaft 
nichts mehr zu tun hätte.

Es wird sich also wohl ergeben, daß 
gewisse Grundsätze des bisherigen 
Kreditwesengesetzes im einzelnen 
vielleicht etwas abgeschliffen, im 
übrigen aber beibehalten werden 
müssen. Dies gilt für das Prinzip 
des Zulassungszwanges ebenso wie 
für die sonstigen bankpolitischen 
Aufgaben.

Kreditverkehr und Föderalismus
Geld und Kredit lassen sich nicht 

an föderalistische Landesgrenzen 
innerhalb eines W ährungsgebiets 
binden. Darum kann die W äh­
rungspolitik durch die Notenbank 
nur einheitlich für das W ährungs­
gebiet geführt werden, und es gilt 
das gleiche auch für die Bankenauf­
sicht. Alle Grundsatzfragen müssen 
einheitlich und zentral geregelt 
werden. Die Notwendigkeit dazu 
zeigt sich auch jetzt, wo die Bank­
aufsichtsbehörden der Länder sich 
mangels einer gesetzlichen Rege­
lung aus eigener Einsicht mühse­
lig in vielen Sitzungen und Bespre­
chungen darum bemühen, ihre Po­
litik zu koordinieren, .was ihnen 
um so schwerer wird, als im Son­
derausschuß Bankenaufsicht keine 
M ehrheitsbeschlüsse gefaßt werden 
können, sondern stets ein von allen 
Bankaufsichtsbehörden einstimmig 
gebilligtes Kompromiß gefunden 
werden muß.

W ir stehen vor dem W iederzu­
sammenschluß der Großbanken, ein 
Vorgang, an dessen wirtschaftlicher 
Notwendigkeit kein Zweifel be­
stehen kann. Daß aber Großbanken 
nicht gleichzeitig von zehn Bank­
aufsichtsbehördenbeaufsichtigt wer­
den können, bedarf keiner Begrün­
dung. Aber auch die kleineren In^

stitute haben keinerlei besonderen 
Nutzen von einer dezentralen Lan- 
des-Bankaufsicht. Man darf sich 
nicht dadurch beeinflussen lassen, 
daß die Landes-Bankaufsichtsbe- 
hörden in der Zeit seit der W äh­
rungsreform  eine Unzahl von Auf­
gaben mit übernehm en mußten, 
die sich aus der Geldumstellung 
für die Institu te ergaben. Diese 
Aufgaben gehen ihrem Ende ent­
gegen, und es muß w ieder der Zu-  ̂
stand eintreten wie vor dem Kriege, 
wo für ein K reditinstitut ein Be­
such bei der Bankaufsichtsbe­
hörde nur aus unangenehm em An­
laß in Frage kam. Viel wichtiger 
ist der Kontakt der Institute mit 
ihren zuständigen Zentralbanklei­
tungen, und es zeigt sich, daß Bank­
aufsicht und N otenbanksystem  kei­
neswegs übereinstim m end zentral 
oder dezentral geregelt werden 
müssen.

Die viel berufene „O rtsnähe“ der 
jetzigen Bankaufsichtsbehörden ist 
keineswegs ein unbedingter V or­
teil. Sie hat die Bankaufsichtsbe- 
hörde durchaus nicht befähigt, auf­
kommende Schwierigkeiten bei 
ihren K reditinstituten vorauszuse­
hen und zu verhindern; dagegen 
bringt sie in viel größerem  Umfang 
die Gefahr mit sidi, daß Bankauf­
sichtsentscheidungen nach politi­
schen und nicht nach sachlichen 
Gesichtspunkten getroffen werden. 
Außerdem sprechen Erfahrung und 
W ahrscheinlichkeit dafür, daß eine 
gut organisierte und geleitete zen­
trale Behörde wesentlich billiger 
arbeitet als zehn Landesbehörden 
und daß es leichter ist, einen her­
vorragenden Leiter für eine zen­
trale Behörde zu finden als zehn 
qualifizierte Leiter für Landesbe­
hörden. (D-1)

Die Grundzüge des sdiweizerisdien Bankgesetzes

D a s  „Gesetz über die Banken und 
Sparkassen“ vom 8. November 1934 
ist in der Zeit der W eltw irt­
schaftskrise geschaffen worden. Um 
so m ehr Beachtung verdient der 
freiheitliche Geist, der darin waltet. 
Nach dem W illen des Gesetzgebers 
soll die Kontrolle der vom Bundes­
ra t bestellten und ihm veran t­
wortlichen Bankenkommission so 
gut wie ausschließlich zum Schutz 
der den Banken anvertrauten frem­

den Gelder stattfinden. A rtikel 1 
unterstellt dem Gesetz nur Banken, 
Privatbanken (Einzelfirmen, Kollek­
tiv- und Kommanditgesellschaften), 
Sparkassen sowie diejenigen ban­
kenähnlichen Finanzgesellschaften, 
die sich öffentlich zur Annahme 
fremder Gelder empfehlen. Sinn­
gemäß findet das Gesetz auf aus­
ländische Bankniederlassungen und 
-Vertretungen auf Schweizer Bo­
den Anwendung (Art. 2), für deren
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Gesdiäftstätigkeit der Bundesrat 
allerdings besondere Bedingungen 
stellen kann; z. B. kann er sich das 
Gegenredit des betreffenden aus­
ländischen Staates oder die Lei­
stung einer besonderen Sidierheit 
ausbedingen.

Bankenkommission und Revisoren
Die staatliche Kontrolle über die 

Banken übt eine vom Bundesrat 
gewählte Bankenkommission von 
fünf Mitgliedern aus. Ihr genügt 
ein kleiner Angestelltenstab, weil 
die Bilanzrevision der einzelnen 
Institute einer außerhalb des Un­
ternehmens stehenden Revisions­
stelle (Art. 18—21) anvertraut ist, 
die nach Form und Inhalt die Re­
vision der Bank gemäß den gesetz­
lichen, statutarischen und regle­
mentarischen Vorschriften vorzu­
nehmen hat. Mit der Revision kann 
nur ein Revisionsverband oder 
eine Treuhandstelle beauftragt 
werden, die als Revisionsstelle für 
Banken anerkannt ist. Die Reviso­
ren sind also konzessioniert, und 
die Aufnahmebedingungen sind in 
einem Sondererlaß niedergelegt. 
Die Entscheidung, ob die Aufnah­
mebedingungen erfüllt sind, liegt 
bei der Bankenkommission. Der 
Revisionsbericht hat das Ergebnis 
der vorgeschriebenen Ermittlung 
zu enthalten und muß außerdem 
das Verhältnis zwischen den An­
lagen und Krediten im Ausland 
und der Gesamtbilanzsumme klar 
erkennen lassen.

Die Befugnisse der Revisions­
stelle sind aus Art. 21 zu ersehen. 
Nur wenn die Gläubiger nicht mehr 
durch die Aktiven gedeckt sind, 
hat die Revisionsstelle sofort der 
Bankenkommission Bericht zu er­
statten. Stellt sie hingegen V erlet­
zungen gesetzlicher Vorschriften 
oder Tatsachen fest, die die 
Sicherheit der Gläubiger gefähr­
den, oder bei juristischen Personen 
Verluste, die das Grundkapital um 
die Hälfte vermindern, so hat die

Revisionsstelle der Bank eine an­
gemessene Frist zur Behebung der 
M ißstände zu setzen. Erst wenn 
die Frist nicht eingehalten wird, 
muß sie der Bankenkommission Be­
richt erstatten.

L iquidität und Eigenmittel
M ateriell ist der dritte Abschnitt 

des Gesetzes „Eigenmittel und Li­
quidität" wichtig. Art. 4 schreibt 
den Banken ein angemessenes V er­
hältnis zwischen ihren greifbaren 
M itteln und leicht verw ertbaren 
A ktiven einerseits und ihren kurz­
fristigen Verbindlichkeiten ande­
rerseits vor. Die Durchführungs­
verordnung legt die Vorschriften 
über die M indestliquidität zahlen­
mäßig fest, und zwar in zwei Rei­
hen von Liquiditätskoeffizienten, 
dem der Kassenliquidität und dem 
der allgem einen Liquidität. Im er­
sten Fall werden die „greifbaren 
M ittel", im zweiten Fall diese zu­
sammen mit den leicht verw ertba­
ren A ktiven den kurzfristigen Ver­
bindlichkeiten gegenübergestellt.

Greifbare M ittel setzen sich aus 
Kasse, G iroguthaben bei der Natio­
nalbank und Postscheckguthaben 
zusammen. Leicht verw ertbare Ak­
tiva sind bei der Nationalbank dis­
kontfähige oder verpfändbare Pa­
piere, kurzfristige Guthaben bei 
Banken, innerhalb von drei Mona­
ten fällige Schatzscheine, erstklas­
sige Bankakzepte und innerhalb 
eines M onats fällige Guthaben aus 
Saison- und Rembourskrediten so­
wie Kontokorrentdebitoren, die 
durch bei der N ationalbank ver- 
pfändbare Obligationen gedeckt 
sind. — Kurzfristige Verbindlich­
keiten ihrerseits bestehen aus 
Sichtgeldern, innerhalb M onatsfrist 
rückzahlbaren fremden Geldern, 
Obligationen und Kassenscheinen, 
innerhalb M onatsfrist fälligen Trat­
ten  und Akzepten sowie 15 "/o der 
nicht gekündigten Spareinlagen 
und Einlagen auf Depositen- und 
Einlageheften.

Für die Liquiditätssätze sind vier 
Stufen gebildet worden: Kurzfri­
stige Verbindlichkeiten bis zu 15 ”/» 
der gesamten Verbindlichkeiten 
entfallen auf die erste Stufe mit 
einem Koeffizienten für die Kas­
senliquidität von 2,5 “/o, für die all­
gemeine Liquidität von 25 Vo. Bei 
kurzfristigen Verbindlichkeiten bis 
zu 20“/# im V erhältnis zu den 
Gesamtverbindlichkeiten steigt der 
Liquiditätskoeffizient auf 3 bzw. 
30®/o, bis zu 25 Vo kurzfristiger V er­
bindlichkeiten auf 4 bzw. 40 Vo und 
schließlich bei über 25 Vo auf 5 bzw. 
50 Vo. Abzugsfähig sind Kunden­
guthaben und Gegenguthaben in 
fremden W ährungen, wenn die Ge­
genposten auf den Namen der 
Bank, aber auf Rechnung und Ge­
fahr des Kunden und mit seinem 
Einverständnis bei einer ihm be­
kanntgegebenen ausländischen Bank 
angelegt sind.

Verhältnis zur Nationalbank
Das V erhältnis zwischen den ei­

genen M itteln und den Verbind­
lichkeiten unterliegt Vorschriften, 
die strenger sind als in anderen 
Ländern. Der ehemalige Generaldi­
rektor der Schweizer Nationalbank, 
Alfred Hirs, stellte kürzlich diese 
beiden Relationen (für Liquidität 
und für Eigenmittel) zur Diskussion 
mit dem Hinweis darauf, daß die 
in Krisenzeit aufgestellten Koeffi­
zienten der gegenwärtigen Lage 
mit ihrem Geld- und Kapitalreich­
tum nicht mehr entsprächen, also: 
strenger zu fassen wären.

In den A rtikeln 7 bis 10 sind die 
Beziehungen der Banken zur N atio­
nalbank festgelegt. Alle Banken 
haben ihr die Jahresbilanzen ein­
zureichen, bei einer Bilanzsumme 
von mindestens 100 Mill. Fr. auch 
eine ausführliche Halbjahresbilanz 
und monatliche Zwischenbilanzen. 
In der Praxis werden heute vier­
teljährlich die Bilanzen der einzel­
nen Bankengruppen und außerdem 
diejenigen der fünf Großbanken

VEREINSBANK IN HAMBURG
ÄLTESTE H A M B U R G E R  G I R O B A NK

Z E N T R A L E :  H A M B ü  R G 1 1,  A L T  E R W A L L  2 0 - 3  0 ,  T E L E F 0  N 3 4 1 0 1 S 
22 F I L I A L E N  U N D  Z W E I G S T E L L E N  I N  GR OS S - H A M B Ü R  G , C U X H A V E N  U N D  K I E L

1956/111 127



gesondert veröftentlidit. Auf V er­
langen sind die Banken zur Aus­
kunft an die N ationalbank ver­
pflichtet. In den Bilanzen müssen 
ausreichende Angaben über die Zu­
sammensetzung der Guthaben und 
Verpflichtungen im Ausland ent­
halten sein.

Unaufgefordert haben die Ban­
ken der N ationalbank Auskünfte 
über Geschäfte zu erteilen, die 
10 Mill. Fr. überschreiten. Die Ge­
schäfte mit dem Ausland in der 
angegebenen Größenordnung unter­
liegen nun aber nicht nur der 
Meldepflicht, sondern auch der 
Bewilligungspflicht der National­
bank, die hierbei federführend für 
die staatlichen Behörden auftritt.

Es handelt sich dabei um An­
leihen, Übernahme von Aktien, K re­
dite und Anlagen für 12 M onate 
und länger. H ier kann die Natio­
nalbank Einspruch erheben und Be­
dingungen stellen, denen sich die 
Privatbank zu unterwerfen hat. 
Das Geschäftsrisiko bleibt ihr 
allein überlassen. Die Nationalbank 
hat das Geheimnis zu bewahren.

Die N ationalbank hat noch eine 
w eitere Befugnis; Sie kann darauf 
hinwirken, daß Zinsfußerhöhungen 
für Kassenobligationen unterblei­
ben. Kassenobligationen cler Ban­
ken sind mittelfristige Scheine mit 
einer Laufzeit zwischen 2 und 6 
Jahren, eine Besonderheit des 
Schweizer Bankwesens. (el)

Vorläufiger Abschluß der Bankengesetzgebung in Österreich

J ) ie  Bankenrekonstruktion in Ö ster­
reich ist in drei großen Abschnitten 
vor sich gegangen, wobei in der 
ersten Etappe das Schillinggesetz 
und das W ährungsschutzgesetz 
eine Bereinigung der Anlagenfrage 
mit sich gebracht haben, während 
in der zweiten Etappe das Schil­
lingeröffnungsbilanzgesetz, das 
W ertpapierbereinigungsgesetz, das 
Umwandlungsgesetz, das erste 
Verstaatlichungs-Entschädigungsge­
setz sowie die Novellierung 
des Verm ögensteuergesetzes und 
des Gew erbesteueränderungsgeset­
zes gewisse technische V orausset­
zungen geschaffen haben. Die dritte 
und wichtigste Etappe und damit 
den vorläufigen Abschluß der Ban­
kenrekonstruktion in Österreich 
brachte das Bundesgesetz vom 
8. September 1955 zur Ordnung 
der wirtschaftlichen und finanziel­
len Lage der Kreditunternehm un­
gen, kurz als Bankenrekonstruk­
tionsgesetz bezeichnet.

Biiansgrundsätze
Der erste Abschnitt dieses Ge­

setzes befaßt sich mit den allge­
meinen Grundsätzen für die Neu­
aufstellung der Bilanzen der Kre­
ditinstitute. Das Gesetz findet keine 
Anwendung auf die österreichische 
Nationalbank und das ö s te rre i­
chische Postsparkassenamt. Die 
Kreditunternehm ungen können an­
stelle der Jahresabschlüsse für die 
einzelnen Geschäftsjahre 1945 bis 
1954 eine gesam te Rekonstruk-

tionsbilanz und Gewinn- und V er­
lustrechnung aufstellen. Diese Re­
konstruktionsbilanz ist binnen 
zwölf M onaten nach Inkrafttreten 
des Gesetzes zu erstellen. Sofern 
auf Grund dieser Rekonstruktions­
bilanz das gegenwärtige Eigenka­
pital zuzüglich der Reserven nicht 
das zu Beginn des Geschäftsjahres 
1945 ausgewiesene Eigenkapital 
zuzüglidi der Reserven erreicht, so 
wird die sich ergebende Differenz 
als eine Forderung gegen den Bund 
anerkannt. Als V erluste sind hier­
bei anerkannt; die Forderungen 
gegen das Deutsche Reich; un­
einbringliche reichsverbürgte For­
derungen, die auf Liegenschaften 
in Gebieten außerhalb des Bundes­
gebiets, in denen die K reditunter­
nehm ungen der Aufsidit des 
Reichswirtschaftsministers unter­
standen, hypothekarisch sicherge­
stellt sind; und schließlich sonstige 
uneinbringliche Forderungen an 
natürliche und juristische Personen 
m it dem W ohnsitz (Sitz) in Ge­
bieten außerhalb des Bundesge­
biets, in denen die K reditunter­
nehm en der Aufsicht des Reichs­
wirtschaftsministers unterstanden. 
Anteilsrechte an solchen auslän­
dischen K reditunternehm en werden 
Forderungen gleichgehalten.

Verlustdeckung 
Zur Deckung dieses V erlustes er­

halten die Geldinstitute drei ver­
schiedene Serien von Bundesschuld­
verschreibungen, die mit 3 “/o zu

verzinsen und innerhalb von 35 
Jahren, beginnend m it dem Jahre  
1957, zu tilgen sind. Die Tilgung 
dieser Schuldverschreibungen er­
folgt in der W eise, daß der Bun­
desm inister für Finanzen allen Kre­
ditinstituten eine Umlage, soge­
nannte Rekonstruktionsbeiträge, 
von im allgem einen 0,1 “/o ihrer 
K ontokorrenteinlagen, Bucheinla­
gen und sonstigen aufgenomme­
nen Gelder vorschreibt. Diese Bei­
träge sind bis zum Betrag von 
höchstens 20 Mill. Schillingen jäh r­
lich von der Gesam theit der Kre­
ditinstitute zu entrichten, erstm a­
lig für das K alenderjahr 1955. Hat 
eine K reditunternehm ung eine sol­
che Forderung an den Bund er­
worben, so hat sie ihrerseits jäh r­
lich 25 V» des nach steuerrechtli- 
chen Grundsätzen zu erm ittelnden 
Gewinns an den Bund abzuführen. 
H ierbei ist jedoch der erw ähnte 
allgemeine Rekonstruktionsbeitrag 
der Geld- und K reditinstitute in 
Abzug zu bringen. Die Verpflich­
tung zur Abführung dieser Beträge 
erlischt, sobald die Höhe der zuer­
kannten Forderungen an den Bund 
erreicht ist, jedoch spätestens mit 
der völligen Tilgung der Bundes­
schuld. Sind bei der Erm ittlung des 
Verlustes Abschreibungen bei ge­
wissen A ktiven vorgenomm en 
worden, ergibt jedoch die V erw er­
tung dieser A ktiven schließlich 
einen über den buchmäßigen Stand 
hinausgehenden Ertrag, so ist die­
ser Überschuß ebenfalls zur Tilgung 
zu verwenden. Zur Entrichtung 
dieses Betrages können die über­
gebenen Bundesschuldverschreibun­
gen zum gleichen N ennw ert ver­
wendet werden.

Abschnitt II bestimmt, daß für 
die nicht einzeln w ertberichtigten 
Forderungen vom Finanzminister, 
je  nach der Lage des betreffenden 
Instituts und der vorliegenden Ri­
siken, eine Sammelwertberichti­
gung bis zu 3 “/» vorgeschrieben 
werden kann, sow eit solche Forde­
rungen in  der Rekonstruktionsbi­
lanz enthalten sind.

Abschnitt III bestimmt, daß der 
Bund W erte, die gemäß § 22 des 
W ährungsschutzgesetzes abgeführt 
worden sind, entgeltlich an Kre­
ditunternehm ungen übertragen und 
im Falle gewisser von Reichsmark 
auf Schilling um gestellter Gutha-
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ben, auf Grund derer der Betref­
fende seine Forderung gegen den 
Bund geltend gemacht hat, eine 
Gutschrift im Bundessdiuldbuch er­
teilen oder Bundesschuldverschrei- 
bungen ausgeben kann.

Abgabenregelung
Abschnitt IV regelt die abgaben­

rechtlichen Bestimmungen. Die sehr 
detaillierten Bestimmungen beinhal­
ten im wesentlichen, daß, falls sich 
auf Grund der erstellten Rekon­
struktionsbilanz ergeben sollte, daß 
die betreffenden Institute in der 
Zeit von 1945 bis 1954 zu hodi be­
steuert worden sind, eine Rückver­
gütung von direkten Steuern nicht 
stattfindet. Kreditunternehmungen 
können in der Rekonstruktionsbi- 
lanz zur Deckung der besonderen 
Geschäftsrisiken insoweit eine Rück­
lage steuerfrei bilden, als hierdurcäi 
ihr Eigenkapital nicht 7 ,5“/# ihrer 
gesamten Verpflichtungen über­
steigt. Kreditunternehmungen kön­
nen für das der Rekonstruktion 
folgende Geschäftsjahr 1955 und 
die folgenden neuen Geschäfts­
jahre eine Rücklage steuerfrei bis 
zu 20®/« des zur Dotierung dieser 
Rücklage ermittelten steuerlichen 
Gewinns bilden, sofern das Eigen­
kapital 10 “/o der gesamten V er­
pflichtungen nicht übersteigt. Sie 
ist in der Bilanz gesondert auszu­
weisen und darf nur zum Ausgleich 
von W ertminderungen und zur 
Deckung von sonstigen V erlusten 
verwendet werden. Die im Sinne 
des Abschnitts I abzuführenden 
Beträge (Rekonstruktionsbeitrag, 
Rückzahlungsquote und Differenz 
zwisdien Abschreibungs- und V er­
äußerungswert von Aktiven) sind 
im Jahre der Abführung steuerlich 
als Betriebsausgang zu behandeln.

Abschnitt V setzt fest, daß zwecks 
Erhebung und Abführung der ent­
sprechenden Abrechnungsbeträge 
als Abrechnungsstellen für die ver- 
sciiiedenen Gruppen der Kreditin­
stitute die österreichische Kontroll- 
bank, die Girozentrale der ö s te r ­
reichischen Sparkassen, die Pfand­
briefstelle der österreichischen 
Landeshypothekenanstalten, die 
Genossenschaftliche Zentralbank 
AG und die österreidiische Zen- 
tralgenossenschaftskasse fungieren. 
Auch die Tilgung der Bundesschuld- 
versdireibungen erfolgt über die 
zuständigen Abrechnungsstellen.

Abschnitt VI trifft einige Über­
gangs- und Schlußbestimmungen. 
Er hebt zunächst die Bestimmung 
des § 4 des V erstaatlidiungsgeset- 
zes für Kreditunternehmungen, 
deren Anteilsrechte verstaatlicht 
w orden sind, auf, weil sonst die 
Durchführung der Rekonstruktions­
bestimmungen dort nicht möglich 
wäre. Die beiden seinerzeitigen 
reichsdeutschen V erordnungen von 
1939 und 1940, betreffend M aßnah­
men auf dem Gebiet des Banken- 
und Sparkassenwesens, werden 
außer Kraft gesetzt. Schließlidi 
w ird das Bundesministerium für 
Finanzen erm äditigt, im Zuge der 
Rekonstruktion der K reditunter­
nehm ungen zur zweckmäßigen Ge­

staltung des K reditapparates Kre­
ditunternehm ungen aufzulösen, zu­
sammenzulegen oder sie zur Ände­
rung der Satzungen nach Maßgabe 
der geld- und kreditpolitischen Er­
fordernisse zu verpflichten.

Mit dieser Regelung w ird nicht 
nur die Bankenrekonstruktion 
durchgeführt, sondern es werden 
damit auch praktisch alle gegen 
das deutsche Reich geltenden For­
derungen aus der Zeit der Beset­
zung Österreichs, soweit sie als 
V erluste der Geld- und Kreditin­
stitute anerkannt sind, gegen Über­
tragung der erw ähnten Bundes­
schuldverschreibungen an die Kre­
ditinstitute auf den Bund über­
tragen. (R. K.)

Föderalismus und Nachwuchsbildung
D sr Föderalismus hat viele Gesichter. Er ist keine Staatsform, sondern 

ein Prinzip. Dieses Prinzip will nichts w eiter besagen, als daß die zen­
trale Regierung eines Bundesstaates nicht alle Souveränitätsrechte aus­
schließlich für sich in Anspruch nimmt, sondern gewisse Hoheitsrechte 
seinen M itgliedsstaaten überläßt oder ihnen zumindest ein Mitsprache­
recht in der Ausübung der eigenen Hoheitsrechte einräumt. In welchem 
Umfange dies geschieht, ist von der Bindung der M itgliedsstaaten un ter­
einander, dem Grad ihrer Verwandtschaft, ihrer sozialen Schichtung, den 
wirtschaftlichen und geographischen Verkehrsbeziehungen, der Stärke der 
Zentralregierung und vielen Imponderabilien abhängig. Welch verschie­
dene Staatsgefüge sich auf Grund des föderalistischen Prinzips ergeben 
können, w ird schlagartig klar, wenn man sich vergegenwärtigt, daß ihm 
sowohl die USA, die UdSSR wie auch die Schweiz huldigen.

M an mag auf dem Standpunkt stehen, daß dort, wo geschlossene Völker 
Staaten bilden, wo die geographische Enge eine wirtschaftliche Integra­
tion höchster Stufe erfordert, ein föderalistisches Prinzip fehl am Platze 
sei. Man mag auf dem Standpunkt stehen, daß eine Mißachtung des föde­
ralistischen Prinzips unweigerlich zu einer unerträglichen Gleichschaltung 
und zu einem überspaim ten Zentralismus des V erw altungsapparates füh­
ren müsse, der die raum- und stammesbedingten Eigenheiten erstickt. 
Darüber kann man sich streiten. Aus den unglücklichen Erfahrungen heraus 
h a t man es jedoch für notwendig gehalten, das föderalistische Prinzip im 
Grundgesetz der Bundesrepublik zu verankern, und wir sind ihm ver­
pflichtet. Man sollte sich aber darüber klar sein, daß der Föderalismus 
nur dann lebensfähig bleiben kann, wenn er elastisch genug ist, um sich 
der wirtschaftlichen^ politischen und kulturellen Entwicklung des Gesamt­
staates anpassen zu können. Leider ist der Föderalismus in vielen Köpfen 
in seiner gegenw ärtigen Gestalt und nicht nur als Prinzip zum Dogma 
geworden, und damit w ird dem Föderalimus selbst am meisten geschadet. 
Gerade im Hinblick auf eine europäische Integration sollten wir der 
Elastizität des föderalistischen Prinzips gegenüber besonders aufge­
schlossen sein.

Nach einer über 80jährigen gemeinsamen wirtschaftlichen und poli- 
tisd ien  Geschichte unseres Staates und nach einer Episode stärkster Zen­
tralisierung hat der Föderalismus heute seinen Schwerpunkt im Kultu­
rellen gefunden. Mit dem Kampf um die Schulreform ist aber der Föde­
ralismus in seiner eigenen Domäne an einen kritischen Punkt gelangt, 
der dringend überwunden w erden muß. Zugegeben, daß auf dem Gebiet 
des Bildungswesens vieles raum- und stammesbedingt ist, so kann doch 
andererseits nicht bestritten werden, daß die Einheitlichkeit des Bildungs­
rahmens sowohl für die Freizügigkeit innerhalb des Staatsgebietes als 
auch für die Heranbildung der benötigten Führungskräfte unabdingbar 
ist. W ohlgem erkt handelt es sich hierbei in erster Linie um den formalen 
Rahmen und n id it um den m ateriellen Inhalt, Es darf nicht Aufgabe des 
Föderalismus sein, den W eg zur Einheit zu blockieren. Und wenn man die 
elastische Anpassung an die lebensnotwendigen Forderungen der Zeit 
versäumt, läuft man leicht Gefahr, auch ein gutes Prinzip zu Tode zu 
reiten. (sk)
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